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Auch ohne Beschluss der Europäi-
schen Kommission und ihrer Mitglied-
staaten gelten die Gesetze der Physik 
sicherlich europaweit ohne Ausnah-
me. Das trifft auch auf die physikali-
schen Gesetze zu, die die Basis für 
die Funkanwendungen und der elek-
tromagnetischen Verträglichkeit sind. 
Oft hat man jedoch als Nutzer der Fre-
quenzen den Eindruck, dass an dieser 
Stelle die europäische Einigkeit endet. 
So wird in Fragen der europäischen 
Frequenzpolitik bereits seit Jahren um 
eine stärkere Vereinheitlichung ge-
rungen. An Gremien, die sich mit der 
Fragestellung beschäftigen, mangelt 
es dabei nicht, zu nennen sind ETSI, 
CEPT, NEDDIF, WEDDIP, RSPG, 
RSC sowie international ITU, 3GPP 
und die WRC oder auch die NATO. 

Wie drückt sich die Fragmentierung 
der europäischen Frequenzlandschaft 
aus?1 Es gibt institutionelle Differen-
zen in der nationalen Zuständigkeit, 
z.B. zwischen Regierung und Regu-
lierern. Materielle Unterschiede domi-
nieren. Das Spektrum für Mobilfunk ist 
in höchst unterschiedlichem Umfang 
zugeteilt, von 713 Mhz in Deutsch-
land zu 242,2 Mhz in Bulgarien beim 
sogenannten „WAPECS“-Band, das 
für den breitbandigen Mobilfunk steht. 
Der EU-Durchschnitt liegt bei 533,51 
Mhz. Die Vergabe von Frequenzen 
erfolgt mal per Auktion, mal per Beau-
tycontest. Im Fall von Auktionen va-
riieren der Zeitpunkt, die Konzeption 
und der Umfang der Versteigerung, 
der Einstiegspreis, der Endpreis pro 
Spektrumseinheit und Nutzer sowie 
die nationalen Auflagen für die Fre-
quenznutzung. Transparenz wird in 

unterschiedlichem Maße erreicht. Die 
Dauer der Lizenz ist uneinheitlich. Mal 
ist der Handel mit Frequenzen erlaubt, 
mal nicht. Zudem gibt es Relikte aus 
der Zeit vor EU und EG. Hierzu gehö-
ren die Notwendigkeit von Koordinie-
rungen der Frequenznutzung an den 
Grenzen, man denke an Aachen, wo 
über lange Zeit eine Nutzung der 700 
Mhz-Frequenzen wegen deren Nut-
zung in den Nachbarländern durch 
Rundfunk nicht möglich war, sowie die 
mangelnde Übergabe von Mobilfunk-
gesprächen beim Grenzübertritt.

Die Fragmentierung des europäischen 
Frequenzmanagements durch die na-
tionalen Regime führt natürlich zu 
Friktionen und Widersprüchen. Muss 
uns dieser Zustand jedoch beküm-
mern? Ist dies nicht alles nur Zeichen 
der nationalen Besonderheiten und 
der europäischen Vielfalt? In der Ver-
gangenheit hat sich der europäische 
Markt für drahtlose Anwendungen 
doch auch prächtig entwickelt, obwohl 
nicht alles über einen Kamm gescho-
ren wurde!
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Inzwischen hat sich allerdings die Be-
deutung des Mobilfunks geändert. Er 
ist seit längerem den Kinderschuhen 
entwachsen. Die Gesprächsminuten 
im Festnetz fallen schon seit Jah-
ren, die über Mobilfunknetze steigen 
nachhaltig. Vor allem aber wächst die 
Mobilfunk-Datenübertragung extrem. 
In Deutschland erreichte sie  591 Mio. 
GB im Jahr 2015, 2014 lag sie noch 
bei 395 Mio. GB. Hohe und höhere 
Bandbreiten werden im Mobilfunk mit 
der Nutzung der Smartphones nach-
gefragt.

Absehbar ist zudem, dass sich die Be-
deutung der drahtlosen Übertragung in 
Zukunft nochmals akzentuieren wird. 
Mit dem Zugang zu Mobilfunkdiensten 
der nächsten Generation über 5G sind 
Visionen wie IoT, M2M, Sharing Eco-
nomy, Industrie 4.0 verbunden. Hinter 
diesen Ideen für die Zukunft steht der 
industriepolitische Anspruch, für Eu-
ropa die wirtschaftliche und technolo-
gische Führungsrolle gegenüber den 
USA oder Asien zu reklamieren. 

Wenn wir also um Digitalisierung, in-
telligente Vernetzung und Einsatz des 
Internets ringen, geht es schon heute 
um mehr als nur den mobilen Zugang 
zu Messengerdiensten, SMS, Sprache 
und Emails. Wir erwarten durch die Di-
gitalisierung weiter Teile der Wirtschaft 
und Gesellschaft eine Transformation, 
wenn nicht sogar eine Disruption. Da-
bei spielen die Marktchancen für euro-
paweite Dienste und die Abkoppelung 
Europas von den produktiven Möglich-
keiten anderer Regionen eine Rolle. 
Ohne funkgestützte Dienste wird dies 
alles nicht funktionieren.

So zielen auch die Forderungen der 
Unternehmen auf mehr Harmonisie-
rung. Die Zufriedenheit mit der tech-
nischen Harmonisierung und dem 
Spektrumsmanagement in Europa ist 
– nicht überraschend – gering. In den 
Antworten auf den EU-Request sehen 
68 % der Befragten die Notwendigkeit 
zur verstärkten Koordinierung der EU-
Frequenzpolitik.

Löst eine stärkere EU Koordinierung 
alle Probleme? Hier werden Auktio-
nen diskutiert, die für Ländergruppen 
gemeinsam durchgeführt werden, 
aber auch institutionelle Änderungen, 
z.B. die Einführung eines EU-Regulie-
rers für Frequenzen oder des bei der 
Marktregulierung etablierten BEREC-
Verfahrens mit Veto-Rechten der EU-
Kommission. 

Der Königsweg zu mehr Spektrums-
effizienz, Innovation und industriepo-
litischer Führungsrolle ist Harmonisie-
rung allerdings nicht. Dass nicht alles 
Gold ist, was glänzt, hat sich bei der 
europäischen Vergabe von Satelliten-
Spektrum, dem S-Band, gezeigt. Sei-
ne Nutzung steht seit Jahren aus.

Vor einer Harmonisierungsoffensi-
ve muss die EU-Kommission zudem 
wichtige Fragen beantworten, gerade 
wenn es ihr um Wirtschaftskraft und 
Rechtssicherheit geht, z.B.: Was pas-
siert mit Frontrunnern wie Deutsch-
land, das frühzeitig und umfassend 
Frequenzen zugeteilt hat? Wird es 
auf europäisches Durchschnittsniveau 
verlangsamt, was nicht nur fatal für 
Deutschland selbst, sondern auch für 
die EU sein dürfte? Was ist mit den 
Eigentumsrechten, die die jetzigen 
Nutzer der Frequenzen z.T. langfris-
tig erworben haben? Was bedeutet 
Harmonisierung für die nationale Sou-
veränität bei militärischen und Rund-
funknutzungen? Würden europaweite 
oder ländergruppenbezogene Aukti-
onen, die mit einem Vergabevorgang 
ganze Geschäftsmodelle in großen 
Wirtschaftsgebieten grundlegend hin-
terfragen können und wahrscheinlich 
hohen Konsolidierungsdruck aus-
üben, nicht die europäische Wettbe-
werbsposition eher schwächen als 
stärken? Was ist mit verbesserter Effi-
zienz durch regionale Nutzung, bevor 
ein EU-weit zugeteiltes Frequenzband 
regional ungenutzt bleibt?

Frequenzen sind eine knappe Res-
source und schon haben ITU-R und 
andere Standardisierungsgremien 

weitere Frequenzbereiche zur Nut-
zung in Betracht gezogen. Die Zutei-
lung dieser Bänder und die Effizienz 
in der Nutzung der zur Verfügung ste-
henden Bänder werden immer drän-
gender.

Viele Modelle der besseren Koordinie-
rung sind vorstellbar, wenn man nicht 
alles auf einmal will, z.B. auf eine ge-
nerelle Koordinierung verzichtet. So 
kann man nur bestimmte ausgewählte 
Bänder in den Blick nehmen, z.B. da, 
wo erwartete Nachfrage und Nutzung 
hoch sind und europaweite Geschäfts-
modelle hinreichend sicher erwartet 
werden. Vielleicht sind „Experimen-
tierklauseln“ für Bänder, um Innova-
tion zu fördern, auch gemeinsame 
Konzepte. Solche Bedingungen und 
Ansätze müssen nur in einem konst-
ruktiven Dialog verhandelt werden.

Mein Fazit ist: Im ersten Schritt ist zu 
prüfen, ob sich weit mehr Spektrum 
als heute unlizensiert vergeben lässt. 
Im zweiten Schritt ist aber unabding-
bar, dass Europa den Vorstoß zur stär-
keren Koordinierung der Frequenzpo-
litik wagen muss. Die Mitgliedstaaten 
sollten im eigenen Interesse einen 
wohltarierten europäischen Ansatz 
mittragen. 

Haben sie Angst vor mehr Brüsseler 
Bürokratie, dann müssen sie gemein-
sam die Harmonisierung, heute noch 
zersplittert in vielen Gremien, ent-
schlossen in die Hand nehmen, viel-
leicht als Kerneuropa für Frequenz-
politik. Die Kooperation Deutschlands 
und Frankreichs im Mobilfunkstandard 
GSM wäre eine gute Blaupause.

Iris Henseler-Unger

1 Vgl. unter: http://www.wik.org/index.
php?id=775&L=2 Informationen zu einem 
von WIK-Consult veranstalteten Stakeholder 
Workshop, „Substantive issues for review in 
the areas of market entry, management of 
scarce resources and general end user issu-
es”, 2. Mai 2016.

http://www.wik.org/index.php?id=775&L=2
http://www.wik.org/index.php?id=775&L=2
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Berichte aus der laufenden Arbeit

Hintergrund, Gegenstand und 
Fragestellung

Der Terminierungsmarkt ist dadurch 
gekennzeichnet, dass die Terminie-
rungsleistung einen eigenen Monopol-
markt bildet und zugleich potentielle 
Nachfragemacht eine relativ gerin-
ge Rolle spielt. Vor dem Hintergrund 
der strukturellen Besonderheiten des 
Terminierungsmarktes entsteht die 
empirische Kernfragestellung, ob der 
regulierungsinduzierte Rückgang der 
Mobilterminierungsentgelte (MTRs) 
und zuletzt die Implementierung des 
Pure LRIC-Kostenansatzes (LRIC) 
eine Erhöhung der tatsächlichen 
Nachfrage in den EU-Mobilfunkmärk-
ten hervorgerufen hat. Getrieben von 
unterschiedlichen Anreizstrukturen 
der betroffenen Telekommunikations-
netze geht die WIK-Studie anhand ei-
ner quantitativen Analyse ausgewähl-
ter EU-Länder der konkreten Frage 
nach, inwiefern die Reduzierungen 
bei MTRs die Verteilung der Sprach-
verkehrsmengen innerhalb der Mobil-
funknetze (MTM) und zwischen den 
Fest- und Mobilfunknetzen (FTM) be-
einflusst haben.

Die Analyse befasst sich mit drei in-
einandergreifenden Themen. Erstens 
werden Auswirkungen von auf LRIC 
basierten MTRs auf den Wettbewerb 
zwischen den Mobilfunknetzen aus-
gelotet. Von zentraler Bedeutung ist 
dabei die On-net/Off-net Preisdiskri-
minierung und die Implikationen von 
sinkenden MTRs für die Änderung der 
Verkehrs(un)gleichgewichte zwischen 
den On-net und Off-net Mobilfunk-
sprachverbindungen. Zweitens geht 
die Analyse der Frage nach der Aus-
wirkung von auf LRIC basierten MTRs 
auf das (anti-)kompetitive Verhalten 
zwischen den Fest- und Mobilfunk-

netzen nach. Zusätzlich zum direkten 
Zusammenhang zwischen MTRs und 
FTM-Verkehr schließt die Analyse 
dabei die weiteren potentiellen Ein-
flussfaktoren des FTM-Verkehrs ein, 
insbesondere die wachsende Konver-
genz von Fest- und Mobilfunkdiens-
ten. Drittens und abschließend richtet 
sich der Fokus der Analyse auf die 
Gesamtauswirkung von zurückgehen-
den MTRs auf die allokative Effizienz, 
nämlich die Änderung der Kundenan-
zahl und der Nutzung von Mobilfunk-
sprachverkehr.

Ergebnisse und Ausblick

Seit Jahren erfolgte der Rückgang der 
MTRs in einem beträchtlichen Aus-
maß und in unterschiedlicher Ausprä-
gung über die Zeit und dies auch in 
den Ländern, die LRIC nicht oder ver-
gleichsweise spät eingeführt haben. 
Es ist festzustellen, dass die sinken-
den MTRs und die Implementierung 
des LRIC-Kostenansatzes mit Vertei-
lungseffekten innerhalb der Mobilfunk-
netze und zwischen den Fest- und 
Mobilfunknetzen einhergeht, jedoch 
der Gesamteffekt in Bezug auf die 
Nachfragemengen nahezu unverän-
dert bleibt.  

Die Studie zeigt in Bezug auf die Vertei-
lungseffekte, dass zum einen das On-
net/Off-net Verkehrsungleichgewicht 
im Zeitraum der Implementierung von 
LRIC beträchtlich zurückgeht; dies gilt 
für alle Länder unabhängig vom ange-
wendeten Kostenansatz. Während vor 
der LRIC-Einführung das Verhältnis 
der On-net/Off-net Mobilfunksprach-
verbindungen der betrachteten Länder 
einen Rückgang in Höhe von 1% (Ita-
lien) bis 9% (Frankreich) aufwiesen, 
beläuft sich der Rückgang dieses Ver-

hältnisses nach der Einführung von 
LRIC auf 9% (Spanien) bis 21% (Por-
tugal). Des Weiteren zeigt sich auch in 
Deutschland ein wesentlicher Anstieg 
des Off-net Verkehrs während des 
Zeitraums der LRIC-Implementierung 
in den anderen EU-Ländern. So ging 
in Deutschland das On-net/Off-net 
Verkehrsverhältnis auf rund ein Drittel 
zurück verglichen zu dem Zeitraum 
vor der LRIC-Einführung in anderen 
Ländern. Aufgrund der nahezu sym-
metrischen Marktanteile der MNOs in 
Deutschland seit 2015 ist eine weitere 
signifikante relative Erhöhung des Off-
net Verkehrs zu erwarten.

Neben der Reduzierung der MTRs 
insgesamt und der Einführung von 
LRIC im Einzelnen ist auch die vorlie-
gende Marktstruktur bzw. die Existenz 
von symmetrischen Marktanteilen 
der Mobilfunknetzbetreiber (MNOs) 
von besonderer Bedeutung für die 
Verschiebung zum Verkehrsgleichge-
wicht hin. Im Zeitraum 2008 – 2014 ist 
einerseits eine langsame Entstehung 
von symmetrischen Marktanteilen der 
MNOs und andererseits eine deutliche 
Erhöhung des Off-net Verkehrs vergli-
chen zum On-net Verkehr festzustel-
len (Tabelle 1). 

Trotz der Erhöhung des Off-net Ver-
kehrs weisen die Länder mit ver-
gleichsweise hohen MTRs – Irland, 
Deutschland und Portugal – noch 
einen hohen relativen Anteil am On-
net Verkehr auf. Darüber hinaus re-
präsentiert Italien trotz der niedrigen, 
LRIC basierten MTRs noch ein ho-
hes Ungleichgewicht zwischen den 
On-net und Off-net Verkehrsströmen, 
was wiederum auf einen hohen Anteil 
von Pre-paid Kunden in Italien (wie in 
Portugal) zurückzuführen ist. Wie the-
oretische Modellergebnisse zeigen,1 

Wohlfahrtsökonomische Effekte einer  
Pure LRIC-Regulierung von  

Terminierungsentgelten

Tabelle 1: Entwicklung der Marktstruktur und des On-net/Off-net Verkehs(un)gleichgewichts, 2008 – 2014



 Newsletter Nr. 103, Juni 20164

sollte bei gleichen On-net und Off-
net Preisen und einer symmetrischen 
Marktstruktur zumindest die Hälfte des 
Verkehrs eines MNO On-net Verbin-
dungen ausmachen. Anstatt dessen 
werden in allen betrachteten Ländern 
über alle MNOs mehr netzinterne An-
rufe getätigt als netzexterne, was wie-
derum zwar auf eine deutlich zurück-
gehende, jedoch noch existierende 
On-net/Off-net Preisdiskriminierung 
zurückzuweisen ist. Zugleich zeigen 
die quantitativen Erkenntnisse, dass 
Anrufexternalitäten noch eine bedeu-
tende Relevanz in den betrachteten 
EU-Ländern ausmachen.

Zum anderen demonstrieren die 
quantitativen Erkenntnisse, dass die 
kontinuierliche Senkung der MTRs 
und mithin des Unterschieds von Mo-
bilfunk- und Festnetzterminierungs-
entgelten bisher nicht zu einer Erhö-
hung der tatsächlichen Nachfrage 
nach FTM-Anrufen geführt hat und 
dies unabhängig vom angewendeten 
Kostenansatz in den jeweiligen Län-
dern. Ebenso die Erkenntnis, dass bei 
höchsten Differenzwerten der Termi-
nierungsentgelte die FTM-Rückgänge 
bisher im unterschiedlichen Ausmaß 
erfolgten, legt die Existenz von wei-
teren Einflussfaktoren der Verän-

derungen des FTM-Verkehrs nah. 
Insbesondere zeigt die Studie, dass 
– im Gegensatz zur Behauptung, dass 
niedrigere MTRs und die auf LRIC 
gesetzten MTRs die Substitution der 
Festnetz- durch Mobilfunkleistungen 
verlangsamen können, – in den Län-
dern mit der LRIC-Anwendung die 
Festnetz-zu-Mobilfunk Substitution 
sowohl vor als auch nach der Einfüh-
rung von LRIC stark ausgeprägt ist. 
Neben der Höhe des Rückgangs des 
Verhältnisses der FTM- zu den ge-
samten Mobilfunksprachverbindungen 
spiegelt sich dies im kontinuierlichen 
Rückgang des Anteils von FTM-Ver-

Quelle: WIK basierend auf Daten von Regulierungsbehörden und IDATE
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bindungen sowohl an On-net als auch 
an Off-net Verbindungen im gesamten 
Zeitraum 2008 – 2014 (Abbildung 1) 
wider. Beim anteiligen Rückgang von 
FTM-Verbindungen zeigt sich ein dif-
ferenziertes Bild, wenn man die Ent-
wicklung nach dem Zeitraum vor und 
nach der Einführung von LRIC unter-
scheidet. Während sich der Rückgang 
des Anteils von FTM-Verbindungen an 

On-net Verbindungen nach der Ein-
führung von LRIC verlangsamt, nimmt 
der Rückgang des Anteils von FTM-
Verbindungen an Off-net Verbindun-
gen weiter zu. Zum einen steht dies im 
Einklang mit den vorhin aufgezeigten 
Erkenntnissen, dass LRIC zum An-
stieg von Off-net Verbindungen und 
zum Rückgang von On-net Verbindun-
gen geführt hat. Zum anderen zeigt 

dies, dass sich die Substitution von 
Festnetz- durch Mobilfunkleistungen 
nach der Einführung der LRIC nicht 
verlangsamt hat, obwohl die MTRs 
zurückgingen. Dies ist wiederum kon-
sistent mit der vorhin aufgezeigten 
Erkenntnis, dass das On-net/Off-net 
Verkehrsungleichgewicht – zwar ver-
gleichsweise in einem geringeren Aus-
maß – jedoch weiterhin noch besteht. 

Abbildung 1: Festnetz-zu-Mobilfunk Substitution vor und nach der Einführung von LRIC

Quelle: WIK basierend auf Daten von Regulierungsbehörden. Dargestellt sind Compound Annual Growth Rates (CAGR) der betrachteten Größen vor und nach 
der Einführung von LRIC
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In Deutschland ging die Festnetz-zu-
Mobilfunk Substitution im Verlauf wei-
terer MTR-Senkungen zurück. Das 
Verhältnis von FTM-Verbindungen zu 
Off-net Mobilfunkverbindungen blieb 
nahezu unverändert. In Deutschland 
könnte dies auf höhere Auswirkun-
gen von komplementären Bündelpro-
dukten und/oder auf die Incumbent-
Vorteile im Vergleich zu den anderen 
betrachteten Ländern zurückzuführen 
sein.2

Schließlich zeigen die ersten Erkennt-
nisse auf aggregierter Ebene einen 
statistisch signifikanten Zusammen-
hang zwischen dem Rückgang der 
MTRs und der Erhöhung der Anzahl 
von Post-paid Kunden, jedoch nur 
eine schwache Auswirkung des MTR-
Rückgangs auf die Gesamtnutzung 
der Sprachverbindungen. Im Einzel-
nen nimmt mit sinkenden MTRs der 
Anzahl von Post-paid Kunden, jedoch 
nicht der von Pre-paid Kunden, zu. Es 
lässt sich eine Verschiebung von Pre-
paid zu Post-paid Kunden insbeson-
dere im Zeitraum der Implementierung 
von LRIC feststellen. Dieser Effekt ist 
wesentlich gerade in den Ländern, die 
einen hohen Anteil von Pre-paid Kun-
den aufweisen. Während zwischen 
der Anzahl sowohl der Post-paid als 
auch der Pre-paid Kunden und der 
Nutzungsmengen ein signifikant po-
sitiver Zusammenhang festzustellen 

ist, nimmt die Gesamtnutzung mit den 
sinkenden MTRs nur schwach zu. 
Dies ist zum einen auf die wegfallende 
Nutzung der vormaligen Pre-paid Kun-
den und zum anderen auf die Markrei-
fe der Mobilfunkmärkte der EU-Länder 
trotz der Zunahme von Post-paid Kun-
den zurückzuführen.

Im Hinblick auf das Wettbewerbsver-
halten lässt sich somit einerseits fest-
halten, dass die Erhöhung des Off-net 
Verkehrs infolge der MTR-Senkungen 
in einer erhöhten Substituierbarkeit der 
Mobilfunknetze resultiert sowie mithin 
zur Reduzierung der Markmacht der 
einzelnen Mobilfunknetze führen dürf-
te. Andererseits, um das Potential der 
Beeinträchtigung des Wettbewerbs 
zwischen den Fest- und Mobilfunk-
netzen zu vermindern, scheint neben 
den MTR-Reduzierungen die Entwick-
lung von komplementären Fest- und 
Mobilfunkdiensten sowie Incumbent-
Vorteile von wesentlicher Bedeutung 
zu sein.

Angesichts der jüngsten Entwicklun-
gen der vorliegenden Fragestellung in 
den EU Mobilfunkmärkten beschränkt 
sich diese Untersuchung auf eine 
deskriptiv-analytische Betrachtung. 
Statistische Signifikanz einzelner 
Einflussfaktoren und deren Wechsel-
wirkungen können nur anhand öko-
nometrischer Schätzungen überprüft 

werden. Dabei ist auch zu beachten, 
dass die EU Länder noch einer bedeu-
tenden strukturellen angebots- und 
nachfrageseitigen Diversität im Hin-
blick auf die Mobilfunksprachdienste 
unterliegen, die die Identifikation öko-
nomischer Implikationen mittels einer 
Durchschnittbetrachtung großer Pa-
neldaten erschwert.

Tseveen Gantumur, Iris Henseler-Unger und 
Karl-Heinz Neumann

1 Vgl. Armstrong, M. & J. Wright (2009), Mobi-
le Call Termination, Economic Journal, 119, 
sowie Harbord, D. & M. Pagnozzi (2010), 
Network-Based Price Discrimination and 
‚Bill-and-Keep‘ vs. ‚Cost-Based‘ Regulation 
of Mobile Termination Rates, Review of Net-
work Economics, 9 (1).

2 In deren aktuellen empirischen Untersu-
chung der 27 EU-Länder zeigen Grzybowski 
& Verboven (2014), dass der Substitutionsef-
fekt auf den Festnetz- und Mobilfunkmärkten 
signifikant vorhanden ist: Darüber hinaus ist 
insbesondere festzuhalten, dass der Rück-
gang der Festnetz-Penetration bzw. der 
Festnetz-zu-Mobilfunk Substitution zugleich 
zum einen durch komplementäre Bündelpro-
dukte und zum anderen durch Incumbent-
Vorteile aufgehalten wird; vgl. Grzybowski, 
L. & F. Verboven (2014), Substitution bet-
ween fixed-line and mobile access: the role 
of complementarities“, Center for Economic 
Studies - Discussion papers ces14.12, Ka-
tholieke Universiteit Leuven, Centrum voor 
Economische Studiën.

Kapazitätsmechanismen –  Internationale Erfahrungen
Ausgangssituation

In Deutschland gibt es seit einiger Zeit 
eine Debatte um die geeignete Sicher-
stellung der Versorgungssicherheit mit 
Strom und das dazu passende Strom-
marktdesign. Die zunehmende Ein-
speisung der Erneuerbaren Energien 
verstärkt das Problem sinkender Prei-
se am Großhandelsmarkt und führt 
somit zur Situation, dass Spitzenlast-
kraftwerke kaum noch Preise erzielen, 
die zur langfristigen Deckung ihrer 
Fixkosten ausreichen. Um dies zu ge-
währleisten hat die Bundesregierung 
einen Gesetzentwurf zur Weiterent-
wicklung des Strommarktes vorgelegt, 
das sogenannte „Strommarktgesetz“. 
Im Kern verfolgt dieses Gesetz das 
Ziel, die bestehenden Mechanismen 
des Strommarktes zu stärken und 
gleichzeitig aber auch weiterzuent-
wickeln („Strommarkt 2.0“). Flankiert 
werden sollen diese Maßnahmen 

durch die Einrichtung einer Kapa-
zitätsreserve und einer temporären 
Sicherheitsbereitschaft durch Braun-
kohlekraftwerke, die als Absicherung 
dienen sollen. 

Während Deutschland aktuell noch in 
der Phase der Verabschiedung des 
Gesetzes steht, sind in vielen anderen 
Ländern verschiedene Regelungen 
zur Gewährleistung der Versorgungs-
sicherheit am Strommarkt bereits in 
Kraft. Verschiedene Ansätze wurden 
daher in einem Diskussionsbeitrag un-
ter die Lupe genommen. Die wesentli-
chen Erkenntnisse sind im Folgenden 
dargestellt.

Kapazitätsmechanismen im 
Überblick

Ausgangspunkt für das Konzept von 
Kapazitätsmechanismen ist das Mis-

sing Money Problem und damit die 
Problematik, dass Investitionen in den 
Kraftwerksparks und in Spitzenlast-
kraftwerken im Speziellen ausbleiben 
könnten, da sich die Vorhaltung der 
Kapazität nicht rechnet, wenn sie nur 
zu wenigen Zeitpunkten im Jahr ab-
gerufen werden. Im Kern zielen ent-
sprechende Kapazitätsmechanismen 
darauf ab, die Bereitstellung von Ka-
pazität in irgendeiner Art und Weise fi-
nanziell zu vergüten. Prinzipiell stehen 
dazu verschiedene Möglichkeiten zur 
Verfügung, die sich aber in der kon-
kreten Ausgestaltung deutlich vonei-
nander unterscheiden können. Beim 
grundsätzlichen Design eines Kapazi-
tätsvergütungssystems sind insbeson-
dere folgende Unterscheidungen bzw. 
Differenzierungen von Bedeutung:1

 ● Preisbasiertes versus mengenba-
siertes System: Bei einem preis-
basierten System wird der Kapa-
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zitätspreis administrativ bestimmt 
und somit fixiert; die Kapazitäts-
menge ergibt sich dann aus dem 
Markt. Bei mengenbasierten Sys-
temen wird hingegen die Zielgröße 
für die Kapazität (d.h. die Menge) 
fixiert, anhand derer sich der Preis 
bilden kann.

 ● Umfassender versus selektiver 
Kapazitätsmechanismus: Bei der 
Ausgestaltung eines Kapazitäts-
mechanismus ist zu klären, ob 
generell der gesamte Erzeugungs-
park mit in den Mechanismus ein-
bezogen wird oder ob nur ein Teil 
der Kapazität vergütet werden 
soll (wie z.B. Neubauten oder be-
stimmte Altanlagen).

 ● Zentraler versus dezentraler 
Markt: In einem zentralen Markt 
wird die Beschaffung der Kapazität 
zentral organisiert, wohingegen in 
einem dezentralen Markt die Be-
schaffung der Kapazität gemäß 
bilateraler Verträge erfolgt.

 ● Technologiebezogenheit versus 
Technologieneutralität: Es ist die 
Frage zu klären, ob nur bestimm-
te Technologien beim Kapazitäts-
mechanismus berücksichtigt wer-
den sollen oder ob die Vergütung 
vollkommen unabhängig von der 
Technologie erfolgt. Hierbei ist 
es möglich, einerseits zwischen 
verschiedenen Erzeugungstech-
nologien (wie z.B. Kohle-, Gas-, 
Atom- oder Wasserkraftwerken) 
und andererseits auch zwischen 
Erzeugungs- und Nachfrage-
senkungstechnologien (wie z.B. 
Demand Response oder Ener-
gieeffizienzanwendungen) zu un-
terscheiden. 

Auf Basis dieser Differenzierungen 
von Kapazitätsmechanismen stehen 
verschiedene Arten von Vergütungs-
systemen zur Verfügung, die eine ad-
äquate Bereitstellung von Kapazität 
gewährleisten sollen. Die grundsätzli-
chen Funktionsweisen der fünf in The-
orie und Praxis am weitesten verbrei-
teten Kapazitätsmechanismen werden 
im Folgenden kurz dargestellt:2

 ● Kapazitätszahlung: Die Stromer-
zeuger erhalten für die von ihnen 
zur Verfügung gestellte Kapazität 
einen fixe Zahlung, um Investiti-
onen in Erzeugungskapazitäten 
anzureizen. Dabei ist es möglich 
zu differenzieren, welche Kraftwer-
ke in den Genuss der Zahlungen 
kommen können und in welcher 
Höhe. Die Höhe der Zahlung wird 
typischerweise a priori von der Po-
litik festgelegt. Das bedeutet, dass 

der Kapazitätspreis vorgegeben 
wird und der Markt über das Volu-
men an bereitgestellter Kapazität 
entscheidet.

 ● Kapazitätsauktion: Die benötigte 
Gesamtkapazität wird durch den 
Übertragungsnetzbetreiber oder 
Regulator einige Jahre im Voraus 
bestimmt. Die Deckung des ermit-
telten Kapazitätsbedarfs erfolgt 
mittels Forward-Auktionen. 

 ● Kapazitätsverpflichtung: Alle 
Stromversorgungsunternehmen 
werden dazu verpflichtet, ein be-
stimmtes Niveau an Kapazität 
vorzuhalten. Sie können ihren Ver-
pflichtungen nachkommen, indem 
sie dazu eigene zertifizierte Er-
zeugungskapazitäten heranziehen 
oder sich durch bilaterale Abkom-
men Kapazitäten von Stromerzeu-
gungsunternehmen sichern. Die 
zugrundeliegenden Preise sind 
unter den Beteiligten selbst aus-
zuhandeln. Wenn die Versorger 
ihren Verpflichtungen nicht nach-
kommen können, müssen sie eine 
Strafzahlung leisten.

 ● Zuverlässigkeitsoption: Ausgangs-
punkt ist eine Forward-Auktion, die 
allerdings nicht ausschließlich auf 
die physikalische Bereitstellung 
von Kapazität gerichtet ist, sondern 
vielmehr auch als finanzielles Inst-
rument (call option) dienen soll. So 
wird dem Inhaber der Option die 
Möglichkeit offeriert, den Kaufpreis 
zu deckeln: Übersteigt der Kauf-
preis auf dem Spotmarkt einen be-
stimmten Preis (Ausübungspreis), 
muss der entsprechende Stromer-
zeuger verfügbar sein, sofern dies 
der Systemoperator – in der Regel 
der Übertragungsnetzbetreiber – 
verlangt. Ist dies nicht der Fall, muss 
er die Differenz zwischen beiden 
Preisen zahlen. Somit stellt der 
Ausübungspreis einen Preisdeckel 

für den Energiemarktpreis zu Spit-
zenlastzeiten dar. 

 ● Strategische Reserve: Eine be-
stimmte Menge an gesicherter 
Stromerzeugungsleistung, die als 
wesentlich zur Gewährleistung von 
Versorgungssicherheit in außerge-
wöhnlichen Umständen erachtet 
wird, wird in „Reserve“ genommen. 
Diese kann nur dann in Anspruch 
genommen werden, wenn sich am 
Strommarkt nicht genügend Kraft-
werkskapazität zur Bedienung des 
erwarteten Stromverbrauchs fin-
det. Die Anbieter von Reserveka-
pazität können somit keine Erlöse 
über den klassischen Strommarkt 
erzielen und bekommen stattdes-
sen eine spezifische Vergütung, 
die in der Regel im Rahmen einer 
öffentlichen Ausschreibung ermit-
telt wird.

Die Kapazitätszahlung stellt im Ge-
gensatz zu den anderen vier Ansätzen 
den einzigen preisbasierten Mecha-
nismus dar. Gegenwärtig kommt er 
u.a. in Irland, Portugal und Spanien 
zum Einsatz. Die Kapazitätsauktion, 
die Kapazitätsverpflichtung sowie die 
Zuverlässigkeitsoption sind gemäß 
der Kategorisierung in CREG (2012) 
als Kapazitätsmärkte zu klassifizieren, 
die jeweils neben den bestehenden 
Großhandelsmärkten als eigenstän-
diger Markt installiert werden können. 
Ihnen gemein ist, dass sie in der Re-
gel einen umfassenden Kapazitäts-
mechanismus darstellen, der je nach 
Ausgestaltung zumindest einen Groß-
teil des Marktes umfasst. Während die 
Kapazitätsauktion eher einem zent-
ralen Marktansatz entspricht, wie die 
Beispiele Großbritannien und USA 
(PJM)3 zeigen, ist der dezentrale An-
satz typisch bei Kapazitätsverpflich-
tungsystemen (wie bspw. in Frank-
reich). Die Zuverlässigkeitsoption 
stellt bis dato eher ein theoretisches 
Konstrukt dar, das unseres Wissens 

Abbildung 1: Überblick über Kapazitätsmechanismen

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Höschle (2014)
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nach bis dato nur in Kolumbien einge-
setzt wurde. In Italien wird aktuell die 
Einführung geplant. Die strategische 
Reserve, die einen selektiven Kapa-
zitätsmechanismus darstellt, kommt 
derzeit u.a. in Belgien, Finnland, Po-
len und Schweden zum Einsatz. Prin-
zipiell können alle fünf aufgeführten 
Kapazitätsmechanismen sowohl dazu 
herangezogen werden, spezifisch 
Technologien zu bevorzugen, wie sie 
auch technologieneutral ausgestaltet 
sein können. Abbildung 1 gibt einen 
Überblick über die Kapazitätsmecha-
nismen und die im Diskussionsbeitrag 
näher untersuchten Länder.

Fazit aus den Länderbetrach-
tungen

Drei verschiedene Kapazitätsvergü-
tungsmechanismen wurden im Dis-
kussionsbeitrag dezidiert beleuchtet: 
Kapazitätszahlungen (Irland), Kapa-
zitätsauktionen (Großbritannien und 
PJM) sowie eine Kapazitätsreserve 
(Finnland bzw. Schweden). Welche 

der Optionen eingeführt wird, hängt 
sehr von den jeweiligen Gegebenhei-
ten eines Landes bzw. Marktes ab. So 
waren für die untersuchten skandina-
vischen Länder fehlende Kapazitäten 
in den Wintermonaten ausschlagge-
bend. Auf dem US-amerikanischen 
Markt in der PJM-Region plädierten 
einstmals die Stromversorger für ein 
entsprechendes Marktdesign, da sie 
als verpflichtete Partei Sorge dafür 
zu tragen hatten, dass ausreichende 
Erzeugungskapazitäten zur Deckung 
der Spitzenlast vorhanden sein müs-
sen. Dagegen war in Großbritannien 
der hohe Zuwachs an Einspeisung 
aus Erneuerbaren Energien und der 
alternde Kraftwerkspark ein maßgebli-
cher Grund. In Irland schließlich wurde 
beim Zusammenschluss des irischen 
und des nordirischen Marktes erkannt, 
dass die Versorgungssicherheit lang-
fristig, auch wegen eines Mangels 
an Interkonnektoren, durch den be-
stehenden Energy-Only-Markt nicht 
in gewünschtem Maße gewährleistet 
werden konnte.

Speziell für Europa bedeutet dies, 
dass die nationalen Marktdesigns z.T. 
stark differieren. Vor dem Hintergrund 
des Ziels eines einheitlichen europäi-
schen Energiebinnenmarktes wäre es 
wichtig, die Märkte bzw. Marktdesigns 
soweit als möglich einander anzu-
gleichen, bzw. dafür zu sorgen, dass 
durch verschiedene Designs keine 
Wettbewerbsbeschränkungen entste-
hen. Ein einheitlicher Wille dazu wur-
de jüngst von einigen europäischen 
Staaten geäußert. 

Matthias Wissner, Stephan Schmitt

1 Vgl. Höschle, H. (2014) ,Capacity Remu-
neration Mechanisms. Presentation at the 
Workshop on Fact Sheets KU Leuven (April 
30, 2014).

2 Vgl. hier und im Folgenden CREG (Regu-
latory commission for electricity and gas). 
(2012). Capacity remuneration mechanisms. 
Brussels.

3 PJM ist ein Zusammenschluss mehrerer 
Netzbetreiber und Marktgebiete im Nordos-
ten der USA, der ursprünglich die drei na-
mensgebenden Bundesstaaten Pennsylva-
nia, New Jersey und Maryland umfasste.

Versandkostenfrei einkaufen in China? 
Warum deutsche Online-Händler höhere Briefpreise 

zahlen als chinesische

Online einkaufen bei chinesischen 
Onlinehändlern liegt im Trend. Kun-
den aus Deutschland, anderen euro-
päischen Ländern und den USA ha-
ben die so genannten „China-Shops“ 
als preislich sehr attraktive Alternative 
zum Einkauf im eigenen Land ent-
deckt. Die China-Shops sind in deut-
scher oder englischer Sprache ver-
fügbar und bieten traumhaft günstige 
Preise, die zunehmend Kunden anzie-
hen. Ein weiterer Vorteil beim Online-
Einkauf auf chinesischen Webseiten 
sind die oftmals deutlich günstigeren 
Versandkosten: Während deutsche 
Händler selbst beim Versand inner-
halb Deutschlands oft eine Pauschale 
berechnen, bieten chinesische Händ-
ler trotz der viel weiteren Transportwe-
ge in vielen Fällen den Versand nach 
Deutschland ohne Aufpreis an. Wie 
ist es chinesischen Händlern möglich, 
kostenfreien Versand für die im Nor-
malfall viel teureren Auslandssendun-
gen anzubieten?

Eine Auslandssendung, egal ob Brief 
oder Paket, wird vom Postdienstleister 

im Ursprungsland A (siehe Abbildung 
1) an den Postdienstleister im Zielland 
(Land B) übergeben. Postunterneh-
men B übernimmt die Zustellung und 
erhält dafür von Post A so genannte 
Endvergütungen für Briefsendungen.1 
Diese hat der Weltpostverein als Un-
terorganisation der Vereinten Nati-

onen im Jahr 1969 eingeführt. Der 
Weltpostkongress setzt alle fünf Jah-
re die Endvergütungen neu fest, der 
nächste Kongress wird im September 
2016 in Istanbul tagen.

Abbildung 1: Prinzip der Endvergütungen für Briefe

Quelle: WIK
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Jedoch sind die Zustellkosten nicht 
in allen Ländern gleich. Daher führte 
der Weltpostverein die Unterschei-
dung zwischen den Industrieländern 
(mit hohen Zustellkosten) und den 
Entwicklungsländern (mit niedrigen 
Zustellkosten) ein, für die jeweils 
unterschiedlich hohe Endvergütun-
gen gelten. Alle UPU-Mitgliedsländer 
sind je nach Entwicklungsstand ihrer 
Wirtschaft und Postmärkte in sechs 
Ländergruppen eingeteilt. In den In-
dustrieländern hängt die Höhe der 
Endvergütungen von den nationalen 
Preisen ab. Der Maßstab dafür beträgt 
70% der inländischen Briefpreise, um 
die Kosten der Beförderung, Sortie-
rung und Zustellung2 im Zielland zu 
decken. In den Entwicklungsländern 
gibt es diesen Zusammenhang nicht, 
für sie gelten politisch verhandelte, 
niedrigere Endvergütungen. Mit den 
niedrigeren Endvergütungen für Ent-
wicklungsländer sollten der Bevölke-
rung in diesen Ländern erschwingliche 
Preise für internationale Kommunika-
tion ermöglicht werden. Deutschland 
sowie die meisten anderen westeuro-
päischen Staaten gehören der Gruppe 
1.1 mit den höchsten Endvergütungen 
an (vgl. Abbildung 2).

Die Höhe der Endvergütungen wird in 
den Industrieländern durch Ober- und 
Untergrenzen beschränkt (s. Abbil-
dung 3). Eine Orientierung an den na-
tionalen Kosten für die Zustellung wird 
dadurch stark eingeschränkt. Für fast 
alle westeuropäischen Ländern liegen 
der Maßstab von 70% des nationalen 
Portos weit über der Obergrenze für 
diese Ländergruppe. Das bedeutet für 
die westeuropäischen Länder, dass sie 
für eingehende internationale Sendun-
gen deutlich weniger Endvergütungen 
erhalten, als ihnen an Kosten entste-
hen. Verschärft wird die Problematik 
dadurch, dass die Länder der Grup-
pen 1 bis 2 für Sendungen aus den 
Ländergruppen 3 bis 5 nur die niedri-
gen Endvergütungen erhalten, die für 
diese Länder angesetzt werden. Da-
her erhalten beispielsweise die Deut-
sche Post oder die französische La 
Poste für einen 20g-Standardbrief aus 
einem afrikanischen oder asiatischen 
Land nur 0,31€ anstatt 0,46€ aus ei-
nem westeuropäischen Land.3

Die internationalen Briefmengen aus 
Asien sind in den letzten Jahren stark 
gewachsen. Wesentliche Ursache 
dafür sind die Online-Einkäufe von 
deutschen Verbrauchern auf chinesi-
schen (und anderen asiatischen) In-
ternetseiten. Kleine und leichtgewich-
tige Waren können von China aus als 
Briefsendung nach Europa verschickt 
werden. Eine Briefsendung ist aller-
dings ein irreführender Begriff: Nach 

den Regeln des Weltpostvereins sind 
auch schwere Kuverts, oder in Folie 
verpackte Waren und Päckchen bis 
zu 2 kg Briefe. In eine solche Briefsen-
dung passen also nicht nur Dokumen-
te, sondern auch Kleidungsstücke, 
Elektronikprodukte, Spielzeug oder 
andere Produkte. Dabei profitieren chi-
nesische Onlinehändler von den sehr 
niedrigen Endvergütungen, die China 
Post an Deutsche Post (bzw. andere 
Postdienstleister in Europa) zahlt. Auf 
diese Weise können chinesische Ver-
sender E-Commerce-Sendungen oft 
versandkostenfrei anbieten.

Vergleich Endvergütungen 
und Teilleistungspreise

Ein Vergleich zeigt, dass deutsche 
Postkunden für den Briefversand in-
nerhalb Deutschlands sogar deutlich 
höhere Preise zahlen als die Endver-
gütungen für eingehende Sendungen 
aus China. Für eine Sendung von 
100g betrugen die Endvergütungen, 
die Länder der Gruppe 3 (z.B. Chi-
na) zahlten, im Jahr 2015 nur 32% 
des nationalen Portos der Deutsche 
Post (vgl. Abbildung 4). Damit werden 
deutsche Versender gegenüber chine-
sischen und anderen Versendern aus 
Gruppe-3-Ländern schlechter gestellt. 

Abbildung 2: Zugehörigkeit zu Ländergruppen des Weltpostvereins in Europa

Quelle: WIK

Abbildung 3: Endvergütungen für 20g Brief nach Ländergruppen (2016)

Quelle: WIK
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Die Kosten für die eingehenden inter-
nationalen Sendungen, die Deutsche 
Post durch die Endvergütungen aus 
diesen Ländern nicht abdecken kann, 
müssen von anderen Diensten querfi-
nanziert werden.

Ein erheblicher Teil der eingehenden 
internationalen Sendungen aus China 
wird als internationales Einschreiben 
verschickt, um damit die Sendung auf 
ihrem Weg ins Zielland nachverfolgen 
zu können. Die Sendungsverfolgung 
verursacht hohe Kosten, da die Sen-
dung über einen Strichcode an Kno-
tenpunkten im Postnetz identifiziert 
wird. So kostet ein Einschreiben in-
nerhalb Deutschlands 3,20 € für einen 
Standardbrief, während die Endvergü-
tung für eine vergleichbare Sendung 
nur 1,11 € beträgt.

Die Kosten für die Zustellung interna-
tionaler eingehender Sendungen aus 
dem asiatischen Raum übersteigen 
insgesamt weit die Endvergütungen, 

die Deutsche Post für diese Sendun-
gen erhält. Andere europäische Post-
unternehmen sind in einer ähnlichen 
Situation. Die Postunternehmen er-
warten in den nächsten Jahren einen 
starken Trend zum Online-Einkauf im 
Ausland, und damit ein weiteres An-
wachsen der internationalen einge-
henden Sendungen.

Erhöhung der Endvergütun-
gen durch nächsten Welt-
postkongress?

Eine Lösung für das Problem könn-
te nur der nächste Weltpostkongress 
im September 2016 in Istanbul durch 
eine Erhöhung der Endvergütungen 
herbeiführen. Der Rat für Postbetrieb 
(Postal Operations Council, POC) des 
Weltpostvereins hat Vorschläge zur 
Reform des UPU-Endvergütungssys-
tems entworfen. Der POC hat vorge-
schlagen, die Endvergütungen erst-
mals nach Formaten zu unterscheiden. 

Abbildung 4: Briefpreise und UPU-Endvergütungen 2015

Quelle: WIK

Dies würde eine starke Anhebung der 
Endvergütungen für Päckchen zur 
Folge haben. Weitere Vorschläge se-
hen vor, Sendungen mit Wareninhalt 
stets als Päckchenformat zu behan-
deln und damit auch bei niedrigen 
Sendungsgewichten die Endvergü-
tungen zu erhöhen. Dadurch könnten 
grundsätzlich niedrigere Endvergütun-
gen für Kommunikationsinhalte beibe-
halten werden und der sozialpolitische 
Charakter niedriger Endvergütungen 
für leichte Briefe aus Entwicklungs-
ländern bestehen bleiben. Zudem 
wird eine Erhöhung der Endvergütun-
gen für Einschreiben vorgeschlagen. 
Diese Vorschläge weisen insgesamt 
in richtige Richtung und bezwecken 
eine stärkere Kostendeckung für die 
Zustellung in Deutschland und ande-
ren Industrieländern. Sie sind jedoch 
ein vorsichtiger Schritt und kommen 
einer vollen Kostendeckung etwas 
näher, aber sind von wirksamer Kos-
tendeckung noch weit entfernt. Ob die 
Vorschläge des POC in Istanbul ange-
nommen werden, bleibt abzuwarten. 
Das Ein-Land-eine-Stimme-Prinzip 
und die Interessen von bedeutenden 
Export-Ländern wie China, Hongkong 
oder Singapur an günstigen Endver-
gütungen für Exporte in Briefsendun-
gen könnte eine Mehrheit zugunsten 
dieser Vorschläge verhindern.

Sonja Thiele

1 Der Austausch ist bei Pakten ähnlich, aber 
der Begriff der Endvergütung ist einschlägig 
nur für Briefsendungen.

2 Die Zustellung ist der kostenintensivste Ar-
beitsschritt der Post-Wertschöpfungskette. 
In der Zustellung fallen etwa 55% der Ge-
samtkosten an.

3 Euro-Werte sind umgerechnet zum durch-
schnittlichen Wechselkurs in 2015. Die UPU-
Endvergütungen sind in „Sonderziehungs-
rechten“, einer künstlichen Währung des 
IWF festgelegt.

Wie effizient ist Royal Mail im Vergleich zu anderen?

„Review of the Projected Costs within 
Royal Mail’s Business Plan“ bildet 
Grundlage für Ofcom-Bericht

Am 25. Mai 2016 veröffentlichte Of-
com seine Vorschläge zur zukünftigen 
Regulierung von Royal Mail im Rah-
men eines Konsultationsverfahrens. 
Anknüpfend an ein Diskussionspa-
pier vom Juli 2015 legt Ofcom damit 
nun seine Schlussfolgerungen offen. 

Diese beinhalten eine Bewertung von 
Royal Mails Effizienz, eine Analyse 
der Position des Unternehmens im 
Brief- und Paketsektor und eine Ein-
schätzung, ob es dem Unternehmen 
möglich ist, Preise für Großkunden in 
wettbewerbsschädigender Weise vor-
zugeben. Ofcoms Bericht basiert unter 
anderem auf einer umfangreichen und 
grundlegenden WIK-Consult Studie 
mit dem Titel “Review of the Projected 

Costs within Royal Mail’s Business 
Plan”. In dieser Studie hat WIK-Con-
sult Royal Mails Geschäftsplan mit 
Blick auf geplante Kosteneinsparun-
gen und Maßnahmen zur Effizienzstei-
gerung im regulierten Bereich kritisch 
analysiert. WIK-Consult untersuchte 
im Detail Royal Mails geplante Initia-
tiven zur Verbesserung der operativen 
Abläufe in Sortierung, Transport und 
Zustellung von Briefen und Paketen 
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Tabelle 1: Organisation von Einsammlung, Sortierung, Transport und Zustel-
lung im Vergleich

und bewertete Royal Mails Initiati-
ven unter anderem im Vergleich zu 
sechs anderen Unternehmen: Deut-
sche Post, PostNord (Dänemark und 
Schweden), La Poste, PostNL und 
USPS. Ein weiterer Schwerpunkt in 
unserer Analyse waren Unterschiede 
in den Arbeitsbedingungen besonders 
mit Blick auf Flexibilität. In diesem 
Beitrag stellen wir die Ergebnisse des 
internationalen Benchmarks zu diesen 
beiden Themenbereichen vor.

Tabelle 1 vermittelt einen Eindruck, 
wo sich Royal Mail im Vergleich zu 
den anderen sechs nationalen Post-
unternehmen befindet. In der Studie 
bewerteten wir den Implementie-
rungsgrad zentraler Maßnahmen, die 
modern aufgestellte und aus unserer 
Sicht effizient organisierte Postunter-
nehmen auszeichnen. Hier zeigt sich, 
dass Royal Mail besonders in zwei 
Bereichen erheblichen Aufholbedarf 
hat: in der Paketsortierung und der 
Zustellung. Die Sortierung von Pake-
ten innerhalb des Royal Mail Netzes 
erfolgt bislang (1) manuell und (2) in 
den gleichen Zentren wie die Briefsor-
tierung. Erst in diesem Jahr startet Ro-
yal Mail die Implementierung von Pa-
ketsortieranlagen in rund 20 seiner 39 
Sortierzentren. Eine räumliche Tren-
nung der Brief- und Paketsortierung 
wie bei der Mehrheit der Vergleichs-
unternehmen ist hingegen nicht auf 
der Agenda von Royal Mail. Ebenso 
hat Royal Mail im Vergleich zu den 
anderen Unternehmen erst sehr spät 
(nach 2008) damit begonnen, Briefe 
maschinell auf Zustellrouten und auf 
Gangfolge zu sortieren. Dies hat zur 
Folge, dass Royal Mails Zusteller rund 
40% ihrer Arbeitszeit mit der Zustell-
vorbereitung verbringen, während die 
meisten anderen Postunternehmen 
im Durchschnitt Werte um 20% erzie-
len. Drei der Vergleichsunternehmen 
haben darüber hinaus im Zuge einer 
nahezu vollständigen Automatisierung 
und Zentralisierung der Zustellvor-
bereitung erreicht, dass die Zusteller 
die bereits vorbereiteten Sendungen 
übernehmen und die Auslieferung der 
Sendungen direkt beginnen können 
(PostNord Dänemark und Schweden 
sowie PostNL).

Ein weiterer Unterschied zwischen 
Royal Mail und den meisten Postun-
ternehmen ist, dass Briefe und Pakete 
nicht nur in ländlichen und suburba-
nen Regionen, sondern auch in städ-
tischen Gebieten gemeinsam zuge-
stellt werden. Nur die dänische Post 
verfolgt eine ähnliche Strategie, aller-
dings ausschließlich für kleinformatige 
Pakete bis 3kg, die sie mit Lasten-
fahrrädern zustellt. Die gemeinsame 
Zustellung von Briefen und Paketen 

hat bei Royal Mail zu der Einführung 
einer neuen Zustellmethode geführt 
(„Shared van“), die besonders in städ-
tischen Regionen Anwendung findet. 
Bei dieser logistisch vergleichsweise 
aufwändigen Methode teilen sich zwei 
Zusteller ein Fahrzeug, das jeweils an 
zentralen Punkten abgestellt wird, von 
wo aus sie dann zu Fuß die Sendun-
gen ausliefern. Es überrascht wenig, 
dass diese Methode bei keinem der 
Vergleichsunternehmen Anwendung 
findet, da diese Unternehmen die Zu-
stellung von Briefen und Paketen in 
dicht besiedelten Regionen getrennt 
organisieren.

Ein ebenfalls wichtiger Trend beson-
ders in Zeiten sinkender Briefmengen 
ist die Flexibilisierung der Zustellung 
in Abhängigkeit der Sendungsmen-
ge, wie dies bei der Deutschen Post, 
PostNL und PostNord Dänemark um-
gesetzt ist und zu erheblichen Kosten-
einsparungen geführt hat („Peak & off-
peak delivery days“). Von dieser Form 
der Flexibilisierung ist Royal Mail un-
serer Ansicht nach noch weit entfernt.
Abbildung 1 verdeutlicht, dass Roy-
al Mail in der Gruppe der betrachte-
ten Postunternehmen sehr spät, d.h. 
nach 2007, damit begonnen hat, eine 
grundlegende Modernisierung seiner 
Prozesse in Angriff zu nehmen. Der 
Fokus dieses „Transformation Pro-
gramme“ lag dabei im Wesentlichen 
auf dem Bereich Sortierung und be-
inhaltete die Schließung zahlreicher 
Briefzentren und die Modernisierung 

bzw. den Neubau der verbleibenden 
Zentren. Gleichzeitig war damit ein 
Austausch der Briefsortiermaschi-
nen durch moderne Anlagen und die 
schrittweise Einführung von Gangfol-
gesortiermaschinen für kleinformatige 
Briefsendungen verbunden. Zusätzlich 
änderte Royal Mail die Organisation in 
den Zustellstützpunkten, ohne deren 
Zahl merklich zu reduzieren. Unter 
anderem wurde ein Teil der Gangfol-
gesortiermaschinen in größeren Zu-
stellstützpunkten installiert, eine eher 
ungewöhnliche Praxis (siehe auch 
Tabelle 1). Die geplanten Maßnahmen 
zielen zu einem wesentlichen Teil auf 
den Abschluss dieses Programms 
ab. Dazu gehören Verbesserungen in 
der Briefsortierung. Weitere Kosten-
einsparungen sind beim Transport 
und in der Zustellung geplant, wobei 
das Unternehmen besonders bei den 
Maßnahmen in der Zustellung eher 
vage bleibt. Zusätzlich erwarten wir, 
dass die geplante Automatisierung 
der Paketsortierung bei Royal Mail zu 
spürbaren Produktivitätssteigerungen 
führen wird.

Bei Royal Mail hängen insbesondere 
die Anpassungen in der arbeitsintensi-
ven Zustellung von der Kooperations-
bereitschaft der gewerkschaftlich sehr 
gut organisierten Arbeitnehmerschaft 
ab. Unsere Studie identifizierte teilwei-
se erhebliche Unterschiede bei den 
Arbeitsbedingungen zwischen Royal 
Mail und den Vergleichsunternehmen.



 Newsletter Nr. 103, Juni 201612

Alle Postunternehmen ergreifen hohe 
Anstrengungen zur Erhöhung der 
Arbeitsflexibilität wie die (gekürzte) 
Zusammenfassung der Studienergeb-
nisse in Tabelle 2 zeigt. Gesetzliche 
Rahmenbedingungen und Mitbestim-
mungsregeln sowie historische Pfad-
abhängigkeiten begrenzen dabei den 
Handlungsrahmen, so dass man bei 
jedem Unternehmen von einem spe-
zifischen Mix an Flexibilisierungsmaß-
nahmen sprechen kann. Auffällig ist 
auch hier, dass Royal Mail später als 
andere konfliktträchtige Maßnahmen 
angegangen ist.

Kooperation und Beteiligungskon-
zepte, z.B. bei technischen Moderni-
sierungsmaßnahmen, sind bei Royal 
Mail weniger verbreitet als etwa bei 
PostNord und der Deutschen Post. 
Mit dem aktuell gültigen Tarifvertrag ist 
es gemeinsam mit der Gewerkschaft 
CWU allerdings gelungen, Prozesse 
zur Konsensfindung und Mediation 
festzulegen und so das Streikrisiko zu 
mindern.

Royal Mail konnte (indexorientierte) 
Lohnsteigerungen nicht vermeiden 
und starre Bezahlsysteme kaum auf-
weichen. Beispielsweise gelang es 

noch nicht, Überstundenzuschläge 
durch flexible Arbeitszeitmodelle zu 
ersetzen. Teilzeitarbeit ist ausdrück-
lich auf 26% der Belegschaft begrenzt. 
Eine Vollzeit-Strategie gilt zwar auch 
bei manchen der Vergleichsunter-
nehmen, diese konnten aber durch 
flexiblere Arbeitszeitregelungen oder 
zweistufige Lohnsysteme ihre Lohn-
kosten senken bzw. aktiven Stellenab-
bau betreiben. Letzteres schließt der 
derzeitige Tarifvertrag für Royal Mail 
ausdrücklich aus.

Auch in der Arbeitsorganisation gibt 
es gravierende Unterschiede. Royal 
Mails Zusteller gehen immer noch ihre 
„eigene Runde“ und sortieren die Post 
vorher selbst. Diese starre Aufteilung 
in „indoor“ und „outdoor“-Anteile der 
Arbeitszeit wurde bei vielen ande-
ren Unternehmen längst zugunsten 
unterschiedlicher Tätigkeitsprofile 
abgeschafft. Die oft kontroverse Pla-
nung der Zustellrouten wird zum Teil 
(nicht zuletzt bei besonders geringen 
Briefvolumina) sehr flexibel auf der 
untersten Hierarchiestufe organisiert, 
während Royal Mail dazu zeitaufwän-
digere konsensorientierte Prozesse 
implementiert hat. 

Wenn Royal Mail die Kosteneinspa-
rungspotenziale erfolgreich heben 
will, benötigt das Unternehmen künftig 
voraussichtlich ein höheres Maß an 
Arbeitsflexibilität. Angesichts sinken-
der Briefmengen gilt dies besonders 
im Zustellbereich. Auch wenn Verbes-
serungen in den Arbeitsbeziehungen 
festzustellen sind und Maßnahmen zur 
Effizienzerhöhung und Kostenflexibili-
tät erreicht wurden, bleiben weitere 
Kostenreduzierungen bei gleichzeitig 
stabilen Beziehungen zu den Gewerk-
schaften eine Herausforderung. 

WIK-Consult kommt in seiner Studie 
zu dem Ergebnis, dass Royal Mail in 
der Vergangenheit zwar viel erreicht 
hat, seine Pläne besonders in den Be-
reichen der Paketautomatisierung und 
Zustellung im Vergleich zu anderen 
Postdienstleistern aber weniger ambi-
tioniert sind. Zudem haben im Gegen-
satz zu Royal Mail bereits die meisten 
Vergleichsunternehmen Strategien 
implementiert, die die Flexibilität des 
Arbeitseinsatzes erhöhen und es er-
lauben, besser auf Mengenschwan-
kungen zu reagieren. 

Die WIK-Consult-Studie ist im Zusam-
menhang mit Ofcoms Konsultations-
dokumenten veröffentlich worden und 
steht auch auf unserer Homepage 
zum Download bereit.

Antonia Niederprüm, Annette Hillebrand

Abbildung 1: Zeitliche Verteilung der wichtigsten Modernisierungsmaßnahmen

Quelle: WIK-Consult

Tabelle 2: Arbeitsbedingungen bei Postunternehmen (gekürzte Version)



 Newsletter Nr. 103, Juni 2016 13

Berichte von Veranstaltungen

2. ENERGISE Workshop in Berlin – ein voller Erfolg

WIK und TÜV Rheinland bringen TK- 
und Energiebranche zusammen

Vom 3.-4. März 2016 kamen die Te-
lekommunikations- und die Ener-
giebranche in Berlin zusammen, um 
Kommunikationslösungen für Smart 
Grids zu diskutieren. Das Projekt 
ENERGISE bietet dabei auf europä-
ischer Ebene eine einzigartige Platt-
form für den Austausch zu Erfahrun-
gen, Strategien und Hindernissen der 
Implementierung von Smart Grids. Die 
65 Teilnehmer aus 22 Ländern zeigten 
großes Interesse daran, Einblick in die 
Aktivitäten in anderen Ländern zu er-

halten. Sie lobten die Initiative und be-
tonten, dass diese Art von Diskussion 
für sie unverzichtbar sei.

Ziele des Workshops:

 ● Identifikation von Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit der beiden 
Sektoren, um die Entwicklung von 
Smart Grids voranzubringen

 ● Diskussion möglicher Szenarien 
für die Entwicklung einer gemein-
samen zukünftigen Kommunikati-
onsinfrastruktur

 ● Benennung von Hindernissen der 
gemeinsamen Nutzung der beste-
henden Infrastruktur und Bedürf-
nissen, um Abhilfe zu schaffen

Johanna Bott, 
Mitarbeiterin 
der Abteilung 
Märkte und 
Perspektiven 
des WIK stell-
te die Ergeb-
nisse der groß 
a n g e l e g t e n 
und europaweit 
durchgeführten 
Befragung von 
Telekommuni-
kations- und 
Energiesektor 
vor. Diese zeigt, dass in der Koope-
ration der Sektoren beim Aufbau von 
Smart Grid Infrastrukturen große Po-
tenziale gesehen werden. Trotz be-
nannter Hürden erachten die Befrag-
ten für alle identifizierten Smart Grid 
Anwendungsfälle die Kooperation als 
sinnvollsten Weg.

Andrea Liebe

Johanna Bott, WIK

WIK-Consult organisierte Stakeholder Workshop 
zur Überarbeitung des Telekommunikations- 

Regulierungsrahmes

WIK-Consult diskutierte Feedback 
von betroffenen Institutionen und Un-
ternehmen zu den Zwischenergebnis-
sen einer Studie für die EU Kommis-
sion

Der Stakeholder Workshop fand im 
Rahmen einer Studie, die die WIK-
Consult zusammen mit Cullen Inter-
national und der Universität Namur 
für die Europäische Kommission 
durchführt (“Substantive issues for 
review in the areas of market entry, 
management of scarce resources 

and general end-user issues”) am 2. 
Mai 2016 in Brüssel statt.

Die Studie überprüft empirisch und 
analytisch die Überarbeitung des Re-
gulierungsrahmens für elektronische 
Kommunikation bezüglich der Gebie-
te:

 ● Genehmigung von Marktzutritt,

 ● Zugang zu und Verwaltung von 
Frequenzen,

 ● Zugang zu und Verwaltung von 
Nummern,

 ● Zugang zu Wegerechten,

 ● Endnutzerrechte und

 ● Must-Carry-Verpflichtungen bei 
der Übertragung von Radio- und 
Fernsehprogrammen.

Ulrich Stumpf
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Im Rahmen einer Studie zu den zu-
künftigen Potenzialen und Implikatio-
nen von Software Defined Networks 
(SDN) und Network Function Virtua-
lisation (NFV) wurden die ersten Er-
gebnisse einer breit angelegten Be-
fragung von über 100 internationalen 
Experten auf zwei Workshops in Brüs-
sels diskutiert. Der erste Workshop 
befasste sich mit den technologischen 
Fragestellungen und der Identifikation 
von Anwendungsszenarien. Der zwei-
te Workshop setzte sich mit den regu-
latorischen Implikationen der neuen 
Technologien auseinander. 

Workshops zu SDN und NFV

Die ersten Ergebnisse deuten darauf 
hin, dass sich die Technologien zu-
nächst in Rechenzentren und dem 
Kernnetz durchsetzen werden. Erst 
dann werden sie auch in den Zu-

Dr. René Arnold, WIK

gangsnetzen eingesetzt werden. Re-
gulatorisch standen besonders Fra-
gen der Bereitstellung von Zugängen 
zu neuen virtuellen Netzen, zur Netz-
neutralität und den Auswirkungen auf 
die Wettbewerbssituation im Mittel-
punkt der Debatten. 

Die Ergebnisse der ersten Befragung 
und die Präsentationen des Work-
shops können auf der Webseite des 
Projekts: http://sdn.wik-consult.com/ 
heruntergeladen werden. Der dritte 
Workshop des Projekts findet am 30. 
Juni 2016 in Brüssel statt. Die Agenda 
finden Sie ebenfalls auf der Webseite 
des Projekts. 

René Arnold

Mittelstand-Digital-Kongress 2016 

Usability und eStandards als wichtige Elemente 
der digitalen Transformation 

Kleine und mittelständische Unter-
nehmen bilden das Rückgrat der 
deutschen Wirtschaft. Um auch in Zu-
kunft Marktpositionen behaupten und 
wettbewerbsfähig bleiben zu können, 
müssen insbesondere kleine und mitt-
lere Unternehmen die Chancen der 
digitalen Transformation nutzen und 
Digitalisierungsmaßnahmen ergreifen. 
Auf dem diesjährigen Mittelstand-Digi-
tal-Kongress, der von WIK als Begleit-
forschung des BMWi-Förderschwer-
punkts Mittelstand-Digital organisiert 
wurde, stand die Digitalisierung der 
Geschäftsprozesse von kleinen und 
mittleren Unternehmen im Vorder-
grund. Unter dem Titel „Digitale Trans-
formation - Strategien für den Mittel-
stand“ wendete sich die Veranstaltung 
im Kongresszentrum des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Energie 
(BMWi)  in Berlin, am 2. März 2016 
an Unternehmen und insbesondere 
Start-ups, um mit diesen einen Dialog 
für eine zukunftsorientierte Weiterent-
wicklung zu führen.

Die Chancen der digitalen 
Revolution nicht verpassen

Iris Gleicke, Parlamentarische Staats-
sekretärin beim Bundesminister für 
Wirtschaft und Energie und Beauf-
tragte für den Mittelstand,  machte in 

ihrer Einführungsrede deutlich, dass 
der Einfluss der digitalen Welt rund 
um Google Facebook und Co. immer 
größer wird und neue Geschäftsmo-
delle aus volkswirtschaftlicher Sicht 
großes Potenzial für Deutschland ver-
sprechen. Deshalb sei es wichtig, die 

Die Parlamentarische Staatssekretärin Iris Gleicke (6.v.l.v.) beim Mittelstand-Digital-Kongress 2016 
© BMWi/Andreas Mertens

http://sdn.wik-consult.com/
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Chancen der Digitalen Transformation 
nicht zu verpassen. Dazu soll insbe-
sondere die Kompetenz von kleinen 
und mittleren Unternehmen im Kon-
text Industrie 4.0 gestärkt werden und 
kundengetriebene Digitalisierungs-
maßnahmen vorangetrieben werden. 
Hierbei gilt es darauf zu achten, den 
Blick der Unternehmen für die Be-
deutung praxistauglicher eStandards 
sowie  intuitiver Software zu schärfen. 
Nur was sich in der Praxis bewährt, 
kann für KMU einen Wert entfalten.

Digitalisierungsmaßnahmen 
im Betrieb

Am frühen Nachmittag des Kongres-
ses informierten die Praxispartner der 
Projekte der Förderinitiative eStan-
dards und die Mittelstand 4.0-Agen-
tur Cloud über die Umsetzbarkeit der 
Digitalisierung in den eigenen Betrie-
ben. eStandards stellen heute für die 
digitalen Geschäftsprozesse einen 
entscheidenden Innovations- und Pro-
duktivitätsfaktor dar und bilden die ge-
meinsame Sprache im elektronischen 
Geschäftsverkehr. Eine der Kernfra-
gen lautete: Wie erkenne ich, ob mein 
Unternehmen überhaupt startklar für 
eBusiness ist und wenn ja, welche 
Standards benötige ich und wie imple-
mentiere ich sie? Mithilfe eines Self-
Assesment-Tools zeigten Klaus Kauf-
mann und Dennis Schiemann vom 
Projekt eStep, wie kleine und mittlere 
Unternehmen mit entsprechenden Hil-
festellungen bei der Einordnung ihres 
Entwicklungsstandes unterstützt wer-
den können. Hierzu wird anhand einer 
Kosten-Nutzen-Analyse und mithilfe 
einer Bewertung eine Typisierung des 
„eBusiness-Reifegrads“ des jeweili-
gen Unternehmens durchgeführt. Je 
nach Stand kann daraufhin eine ent-
sprechend angepasste, schrittweise 
Implementierung von eBusiness-Lö-
sungen in das Unternehmen vorge-
nommen werden.

Auch im Handwerk spielt die digitale 
Revolution eine große Rolle. Wie Di-
gitalisierung in einem Handwerksun-
ternehmen aussehen kann, zeigte das 
Projekt eMasterCraft anhand seines 
Praxispartners, der Hannes GmbH & 
Co.KG. Der Projektleiter Michael Heil 
erläuterte, dass und wie mit digitalen 
Prozessen auf Baustellen eine Erhö-
hung der Produktivität und Wirtschaft-
lichkeit erzielt werden kann, da digitale 
Prozesse wie z.B. die digitale Daten-
erfassung die Durchlaufzeiten sowie 
den Aufwand von Aufträgen deutlich 
verringern. Außerdem müssten Da-
ten mit digitalen Lösungen nur einmal 
erfasst werden, wodurch der Verlust 
etwaiger Daten vermieden und die 
Informationsgeschwindigkeit erhöht 
werden kann. 

Auch Norbert Kluger verfolgt mit sei-
nem Projekt SDBtransfer die Digita-
lisierung von Daten im Baugewerbe. 
Sicherheitsdatenblätter, die verpflich-
tend für Hersteller von gefährlichen 
Stoffen und Gemischen an Abnehmer 
übermittelt werden und zehn Jahre 
archiviert werden müssen, existieren 
hauptsächlich in Papierform. Ein elek-
tronischer Standard zur Übermittlung 
von Daten und Informationen aus den 
Sicherheitsdatenblättern fehlt bislang. 
Allerdings kann mit der Etablierung 

eines solchen di-
gitalen Datenblatts 
eine erhebliche Ef-
fizienzsteigerung 
und eine Kostenein-
sparung ausgelöst 
sowie Medienbrü-
che in der Informa-
tionskette vermie-
den werden. 

Die Digitalisierung 
von Daten bedeu-
tet gleichzeitig die 
Bereitstellung bzw. 
die Verfügbarkeit 
von Speicherka-
pazitäten. Dies ist 

mithilfe von Cloudlösungen heutzu-
tage problemlos möglich. Allerdings 
zeigen sich auf Unternehmerseite viel-
fältige Vorbehalte wenn es um Cloud-
Lösungen geht. Claudia Dukino und 
Michael Schnaider von der Mittelstand 
4.0-Agentur Cloud, erläuterten in ih-
rem Vortrag die Vorteile und Potenzia-
le von Cloudlösungen. Cloud Services 
haben sich inzwischen zu einem der 
wichtigsten und effizientesten Mittel 
entwickelt, wenn es um Prozessopti-
mierung, Smart Products und Smart 
Services geht.

Usability und User Experi-
ence als zentrale Erfolgsfak-
toren

Die Projekte der Förderinitiative „Ein-
fach intuitiv - Usability für den Mittel-
stand“ läuteten am frühen Nachmittag 
den zweiten Teil der Veranstaltung 
ein. Zentrales Thema aller Vorträge 
war die Rolle von Usability und User 
Experience bei der Digitalisierung 
von kleinen und mittleren Unterneh-
men. Neben technischen Kriterien 
wie Funktionalität, Zuverlässigkeit 
und Leistungsfähigkeit ist Usability, 
also die Nutzerfreundlichkeit und Ge-
brauchstauglichkeit von Anwendungs-
software, ein überaus wichtiges 
Kriterium. Intuitive und innovative 
Usability-Anwendungen in kleinen und 
mittleren Unternehmen versprechen 
eine höhere Kundenzufriedenheit und 
entwickeln sich, langfristig gesehen, 
zu einem wichtigen Erfolgsfaktor der 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit.
 
Nutzerzentrierte Entwicklungen bei-
spielweise ermöglichen eine höhere 
Kundenzufriedenheit. Anhand seines 
„Wut-User-Managements“ erläutert 
Alexander Mädche vom Projekt Usa-
bility in Germany sein Konzept zur 
Vermeidung von sogenannten „Wut-
Usern“. Dazu findet der gesamte Soft-
wareentwicklungsprozess in ständi-
gen Austausch mit Anwendern statt. 

Dr. Franz Büllingen, Leiter Begleitforschung von Mittelstand-Digital 
© Borrs

© Borrs
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Hierfür wird der technischen Entwick-
lung eine auf Nutzeranforderungen 
gerichtete Explorationsphase voran-
gestellt. Basierend auf dem Feedback 
von Anwendern wird ein Gestaltungs-
konzept von Designern und Entwick-
lern erstellt, die in einem agilen Pro-
zess gemeinsam eine Anwendung 
konzipieren. Der kontinuierliche Ein-
bezug von Nutzern, Kunden, Desig-
nern und Entwicklern führt insgesamt 
zu einer höheren Kundezufriedenheit 
und schafft ein positives Nutzererleb-
nis auf Kundenseite und eine höhere 
Zufriedenheit beim Produzenten.

Eine wichtige Frage, die sich viele 
Unternehmen vor der Implementie-
rung von Usability-Anwendungen in 
ihr Unternehmen stellen, ist die nach 
ausreichender Sicherheit. Muss für 
hohe IT-Sicherheit auf Usability ver-
zichtet werden? Prof. Dr. Luigi Lo Ia-
cono vom Projekt USecureD, erklär-
te hierzu: Der höchste Risikofaktor 
in einer IT-Sicherheitskette sei der 
Mensch. Sicherheitslösungen werden 
von Mitarbeitern eher als störend und 
zeitaufwändig empfunden. Schuld 
daran ist meist die fehlende Usability 
bei solchen Anwendungen. Um dem 
entgegenzuwirken, will das Projekt 
USecureD mit Usable Security auf den 

Nutzer zugeschnittene Sicherheitsme-
chanismen entwickeln, die eine einfa-
che Anwendbarkeit und intuitive Nut-
zung für spezifische Benutzergruppen 
versprechen. Dadurch sollen insbe-
sondere kleine und mittlere Unterneh-
men ihre Geschäftsprozesse effizien-
ter und sicherer gestalten können.

Prof. Dr. Nüttgens, Leiter des Projektes 
HALLO SME, läutete mit seinem Vor-
trag „Lassen sich Benutzungsschnitt-
stellen für Industrie 4.0 und Smart 
Services standardisieren?“ die zweite 
Runde der Usability-Vorträge ein. Er 
knüpfte damit ein Band zum zukunfts-
trächtigen Mittelstand 4.0 Thema. 
Normungsinstitute wie der DIN e.V. er-
möglichen es, Benutzungsschnittstel-
len sowohl von Smart Services sowie 
von Industrie 4.0-Anwendungen zu 
standardisieren, denn Normungen ge-
ben grundlegende Anforderungen an 
die Gestaltung von Produkten sowie 
Hinweise für eine erfolgreiche Usabi-
lity. Außerdem machen sie innovatives 
Know-how auf breiter Ebene bekannt.
 
Besonders wichtig ist ein positives 
Nutzungserlebnis im Bereich Smart 
Home. Durch ein neues Design der 
Produkte und die Einbeziehung der 
Kunden rückt die Technik in den Hin-

tergrund. Wie die Produktentwicklung 
mit Endkunden aussehen kann, erläu-
tert Corinna Ogonowski vom Projekt 
SmartLive. Ein wichtiger Faktor neben 
dem Design sei die Gebrauchstaug-
lichkeit und Nutzbarkeit von Hard- und 
Software in einem Smart Home. Durch 
den Erfahrungsaustausch von Nut-
zern, Designern und Entwicklern sei, 
es möglich, sowohl kundenzentrierte 
als auch nachhaltige und innovative 
Lösungen zu entwickeln.

Der Kongress endete mit der Verab-
schiedung der Projekte HALLO SME, 
PIC, UIG und UseTree aus der För-
derinitiative „Einfach intuitiv - Usabi-
lity für den Mittelstand“. Die Projekte 
der ersten Runde stellten in Aktions-
runden mit dem Publikum praxisnahe 
Usability-Beispiele in Aula und Foyer 
des BMWi-Konferenzzentrums aus. 
Insgesamt fiel das Feedback für das 
Format und den Inhalt der Veranstal-
tung unter den rund 300 Gästen, aber 
auch in den Medien durchgehend po-
sitiv aus, die die Möglichkeit zur Ver-
netzung und den Austausch unterein-
ander sehr schätzten. 

Rebecca Barth
Assistant Begleitforschung Mittelstand-Digital

Nachrichten aus dem Institut

Free Flow of Data“: WIK-Con-
sult startet mit Studie für die 
Europäische Kommission
Zentrale Herausforderungen des Di-
gitalen Binnenmarktes liegen im Be-
reich der Eigentumsrechte an Daten, 
der Interoperabilität, der Daten (Wie-
der-)Verwendung und des Datenzu-
griffs sowie der daraus resultierenden 
Haftungsverpflichtungen. Zu diesem 
Thema arbeitet WIK-Consult mit sei-
nen Rahmenvertragspartnern Deloit-
te und Open Evidence sowie Timelex 
und Open Forum Europe eine um-
fangreiche Studie für die Europäische 
Kommission, Generaldirektion Kom-
munikationsnetze, Inhalte und Tech-
nologien (DG Connect) aus. Die Wir-
kungsanalyse umfasst einen Ausblick 
auf mögliche Entwicklungsverläufe in 
den nächsten 15 Jahren und bezieht 
Geschäftsmodelle und Fallstudien aus 
28 Mitgliedsstaaten ein. Die Projekter-
gebnisse werden in etwa einem Jahr 
vorgestellt.

Konzeption für eine Regu-
latorische Innovationszone 
(RIZ) im Energiesektor
Die Herausforderungen der Ener-
giewende können oft nicht allein mit 
technischen Innovationen gemeistert 
werden. Auch regulatorische Innova-
tionen sind erforderlich. In einer Stu-
die für das Ministerium für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft Baden-
Württemberg hat das WIK zusammen 
mit dem Öko-Institut Freiburg ein ent-
sprechendes Konzept erarbeitet, um 
neben technischen Systemen auch 
spezifische regulatorische Rahmen-
bedingungen räumlich und zeitlich 
begrenzt weiterzuentwickeln und zu 
testen.

Im Ergebnis birgt die RIZ ein hohes 
Potenzial zur effizienten Weiterent-
wicklung der Rahmenbedingungen. 
Es findet deshalb auch Eingang in das 
Projektvorhaben C/sells innerhalb des 
Förderprogramms „Schaufenster intel-
ligente Energie – Digitale Agenda für 
die Energiewende (SINTEG)“.

Siehe auch: https://um.baden-wuert-
temberg.de/de/energie/versorgungs-
sicherheit/smart-grids/konzept-riz/

WIK: Auch in Fragen der au-
diovisuellen Medien Partner 
der EU-Kommission

Audiovisuelle Medien haben eine hohe 
Bedeutung für den Zusammenhalt 
in der Europäischen Union. Ihre wirt-
schaftliche Bedeutung wächst rasant. 
Die EU-Kommission hat nun ein von 
WIK geleitetes Konsortium für einen 
weiteren Rahmenvertrag ausgewählt, 
um sie künftig bei der Konzeption und 
Evaluierung ihrer Politik zu beraten. 
Damit bestätigt sie erneut ihr Vertrau-
en in die Kompetenz und Verlässlich-
keit des WIK und seiner Partner.

https://um.baden-wuerttemberg.de/de/energie/versorgungssicherheit/smart-grids/konzept-riz/
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/energie/versorgungssicherheit/smart-grids/konzept-riz/
https://um.baden-wuerttemberg.de/de/energie/versorgungssicherheit/smart-grids/konzept-riz/


 Newsletter Nr. 103, Juni 2016 17

Welche Hilfe für U.S. Postal 
Service?
Analyse der Optionen zur Finanzie-
rung der Post-Grundversorgung

Das Office of the Inspector General 
(OIG) hat eine Analyse dazu vorge-
legt, wie die Kosten der Post-Grund-
versorgung in den USA finanziert 
werden sollten. Hintergrund ist die 
notorisch schlechte Ertragslage der 
staatlichen US-amerikanischen Post 
(USPS). OIG ist eine Organisation in-
nerhalb des USPS. Der Bericht emp-
fiehlt drei Optionen: 1. Mehr Flexibilität 
für USPS bei der Preissetzung, damit 
USPS seinen Umsatz im Kerngeschäft 
steigern kann. 2. Staatliche Subven-
tionen als Ausgleich für spezifische 
Universaldienst-Auflagen. 3. USPS 
sollte erlaubt werden, sein Geschäft 
zu diversifizieren. Dem Bericht liegt 

eine Studie des WIK zu den europä-
ischen Erfahrungen mit der Finanzie-
rung des Universaldienstes zugrunde. 
Sie wurde als Anhang zum Bericht des 
OIG veröffentlicht. 

Siehe auch: https://www.uspsoig.gov/
sites/default/files/document-library-
files/2016/RARC-WP-16-005.pdf

WIK von BNetzA mit Anpas-
sung des Breitbandkosten-
modells betraut

Konsultationsprozess zur Umsetzung 
der neuen Netzarchitektur

Vor dem Hintergrund der Einführung 
einer neuen Netzarchitektur muss 

das bestehende – von WIK-Consult 
entwickelte – Breitbandkostenmodell 
der Bundesnetzagentur an die neuen 
Gegebenheiten und Anforderungen 
angepasst werden. Konkret erfordert 
dies die Umsetzung der MSAN-BNG-
Architektur, mit der Struktur und Um-
fang des Konzentrationsnetzes verän-
dert werden. 

Neben der Berücksichtigung der neu-
en BNG-Architektur ist gleichzeitig 
vorgesehen, das Breitbandkosten-
modell um die Option der Kostenbe-
rechnung für die Sprachzusammen-
schaltung auf Basis des Pure LRIC 
Kostenmaßstabs zu erweitern. 

Der softwaretechnischen Umsetzung 
im Modell ist ein Konsultationspro-
zess vorgelagert. Die entsprechende 
Konsultation ist auf der Interseite der 
Bundesnetzagentur abrufbar. 

Veröffentlichungen des WIK

Nr. 406: Stephan Schmitt, Matthias Wissner – Kapazitätsmechanismen – Internationale Erfah-
rungen (April 2016)

In der Reihe „Diskussionsbeiträge“ erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbeitern des Instituts sowie 
ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten Forschungsprojekten. Folgende Diskussionsbeiträge 
sind neu erschienen oder werden in Kürze erscheinen und können als pdf-Datei gegen eine Schutzgebühr von 7,00 € inkl. 
MwSt. bei uns bestellt werden.

Durch den steigenden Anteil der 
Stromproduktion aus Erneuerbaren 
Energien mit fluktuierender Einspei-
sung stellt sich in vielen Ländern bzw. 
Strommärkten noch stärker als zuvor 
die Frage, ob Energy-Only-Märkte 
(d.h. Märkte, in denen nur die geliefer-
te elektrische Arbeit vergütet wird) in 
der Lage sind, die richtigen Preissig-
nale für die Investition in (Spitzenlast)
kraftwerke zu generieren, oder ob da-
für nicht ergänzende oder substituie-
rende Kapazitätsmechanismen benö-
tigt werden.

In diesem Diskussionsbeitrag werden 
daher verschiedene Ansätze solcher 
Kapazitätsmechanismen in unter-
schiedlichen Ländern insbesondere 
in Hinblick auf deren Funktionsweise 
beschrieben. Im Einzelnen sind dies: 
Kapazitätszahlungen (Irland), Kapa-
zitätsauktionen (Großbritannien und 
USA, PJM (PJM ist ein Zusammen-
schluss mehrerer Netzbetreiber und 
Marktgebiete im Nordosten der USA, 
der ursprünglich die drei namensge-
benden Bundesstaaten Pennsylvania, 

New Jersey und Maryland umfasste) 
sowie eine Kapazitätsreserve (Finn-
land bzw. Schweden). Welche der 
Optionen eingeführt wird, hängt sehr 
von den jeweiligen Gegebenheiten 
eines Landes bzw. Marktes ab. So 
waren für die untersuchten skandina-
vischen Länder fehlende Kapazitäten 
in den Wintermonaten ausschlagge-
bend. Auf dem US-amerikanischen 
Markt in der PJM-Region plädierten 
einstmals die Stromversorger für ein 
entsprechendes Marktdesign, da sie 
als verpflichtete Partei Sorge dafür 
zu tragen hatten, dass ausreichende 
Erzeugungskapazitäten zur Deckung 
der Spitzenlast vorhanden sein müs-
sen. Dagegen war in Großbritannien 
der hohe Zuwachs an Einspeisung 
aus Erneuerbaren Energien und der 
alternde Kraftwerkspark ein maßgebli-
cher Grund. In Irland schließlich wurde 
beim Zusammenschluss des irischen 
und des nordirischen Marktes erkannt, 
dass die Versorgungssicherheit lang-
fristig, auch wegen eines Mangels 
an Interkonnektoren, durch den be-
stehenden Energy-Only-Markt nicht 

in gewünschtem Maße gewährleistet 
werden konnte.

Die Heterogenität der Ansätze und die 
ausführlichen Diskussionen und Kon-
sultationen in den einzelnen Ländern 
vor Einführung eines Kapazitätsme-
chanismus zeigen, dass in diesem 
Bereich keine einfachen Lösungen zu 
finden sind. Vielmehr hängen die Art 
und der Umfang eines Kapazitätsme-
chanismus von einer Vielzahl an Pa-
rametern ab, die sich landesspezifisch 
stark unterscheiden können (Erzeu-
gungsstruktur, Netzausbau, Haftungs-
fragen, Finanzierung etc.).

Speziell für Europa bedeutet dies, 
dass die nationalen Marktdesigns z.T. 
stark differieren. Vor dem Hintergrund 
des Ziels eines einheitlichen europäi-
schen Energiebinnenmarktes wäre es 
wichtig, die Märkte bzw. Marktdesigns 
soweit als möglich einander anzu-
gleichen, bzw. dafür zu sorgen, dass 
durch verschiedene Designs keine 
Wettbewerbsbeschränkungen entste-
hen.

https://www.uspsoig.gov/sites/default/files/document-library-files/2016/RARC-WP-16-005.pdf
https://www.uspsoig.gov/sites/default/files/document-library-files/2016/RARC-WP-16-005.pdf
https://www.uspsoig.gov/sites/default/files/document-library-files/2016/RARC-WP-16-005.pdf
http://www.bundesnetzagentur.de/cln_1421/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Marktregulierung/massstaebe_methoden/kostenmodelle/breitbandnetz2x/breitbandnetz2x.html
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Nr. 407: Annette Hillebrand, Petra Junk – Paketshops im Wettbewerb (April 2016)

Nr. 408: Tseveen Gantumur, Iris Henseler-Unger, Karl-Heinz Neumann – Wohlfahrtsökonomi-
sche Effekte einer Pure LRIC - Regulierung von Terminierungsentgelten (Mai 2016)

Der Terminierungsmarkt ist dadurch 
gekennzeichnet, dass die Terminie-
rungsleistung einen eigenen Monopol-
markt bildet und zugleich potentielle 
Nachfragemacht eine relativ gerin-
ge Rolle spielt. Vor dem Hintergrund 
der strukturellen Besonderheiten des 
Terminierungsmarktes entsteht die 
empirische Kernfragestellung, ob der 
regulierungsinduzierte Rückgang der 
Mobilterminierungsentgelte (MTRs) 
und zuletzt die Implementierung des 
Pure LRIC-Kostenansatzes (LRIC) 
eine Erhöhung der tatsächlichen 
Nachfrage in den EU Mobilfunkmärk-
ten hervorgerufen hat. Getrieben von 
unterschiedlichen Anreizstrukturen 
der betroffenen Telekommunikations-
netze geht die vorliegende Studie 
anhand einer quantitativen Analyse 
ausgewählter EU-Länder der konkre-
ten Fragen nach, inwiefern die Re-
duzierungen bei MTRs die Verteilung 
der Sprachverkehrsmengen über die 
Mobilfunknetze und zwischen den 

Fest- und Mobilfunknetzen beeinflus-
sen können.

Seit Jahren erfolgte der Rückgang der 
MTRs in einem beträchtlichen Aus-
maß und in unterschiedlicher Ausprä-
gung über die Zeit und dies auch in 
den Ländern, die LRIC nicht oder ver-
gleichsweise später eingeführt haben. 
Es ist festzustellen, dass die sinken-
den MTRs und die Implementierung 
des LRIC-Kostenansatzes Vertei-
lungseffekte innerhalb der Mobilfunk-
netze und zwischen den Festnetz- und 
Mobilfunknetzen hervorrufen, jedoch 
der Gesamteffekt in Bezug auf die 
Nachfragemengen nahezu unverän-
dert bleibt. 

Die Studie zeigt, dass zum einen das 
On-net/Off-net Verkehrsungleichge-
wicht im Zeitraum der Implementierung 
von LRIC beträchtlich zurückgeht. 
Dies gilt allerdings für alle Länder un-
abhängig vom angewendeten Kosten-
ansatz. Neben der Reduzierung von 

MTRs insgesamt und der Einführung 
von LRIC im Einzelnen hat auch die 
vorliegende Marktstruktur bzw. die 
Existenz von symmetrischen Marktan-
teilen der Mobilfunknetzbetreiber eine 
bedeutende Rolle für eine Annährung 
zu einem Gleichgewicht der Sprach-
verkehre der Mobilfunkanbieter. Zum 
anderen zeigen die quantitativen Er-
kenntnisse, dass – im Gegensatz zur 
Behauptung, dass niedrigere Termi-
nierungsentgelte und die auf LRIC 
gesetzten MTRs die Substitution von 
Festnetz- durch Mobilfunkleistungen 
verlangsamen können, in den Län-
dern, die LRIC anwenden, die Fest-
netz-zu-Mobilfunk Substitution sowohl 
vor als auch nach der Einführung von 
LRIC stark ausgeprägt ist. Dies steht 
im Einklang mit der weiteren Erkennt-
nis, dass die durch On-net/Off-net 
Preisdifferenzen verursachte Netz-
werkexternalitäten, zwar in einem ge-
ringeren Ausmaß, allerdings noch wei-
terhin bestehen. Schließlich zeigen die 
ersten Erkenntnisse auf aggregierter 

Während der stationäre Handel stag-
niert, kann der Onlinehandel weiter-
hin mit zweistelligen Wachstumsraten 
glänzen. Dadurch sind nicht nur die 
Sendungsvolumina der Paketdienste, 
sondern auch die Anforderungen der 
Onlinehändler und Empfänger an die 
Paketdienste gestiegen. Sie haben 
ihre Paketshop-Netze in den letzten 
Jahren deutlich ausgebaut. Dabei 
konkurrieren die verschiedenen Pa-
ketdienste miteinander um zentrale 
Standorte und qualifizierte Paketshop-
Betreiber. Vor diesem Hintergrund hat 
die Bundesnetzagentur 2014 in ei-
nem Impulspapier den gemeinsamen 
Betrieb von Annahmestellen durch 
mehrere Paketdienste zur Diskussion 
gestellt.

Dieser Diskussionsbeitrag befasst 
sich zunächst mit der Entwicklung 
des Einzelhandels und dem Status 
quo der Paketshop-Netze der fünf 
größten Paketdienste in Deutschland 
(DHL, Hermes, DPD, GLS und UPS). 
Anschließend untersucht er Beispiele 
von alternativ betriebenen Annahme- 
und Abholstationen im In- und Aus-
land und identifiziert typische alternati-
ve Betreibermodelle. Auf dieser Basis 
liefert er eine gesamtwirtschaftliche 

Bewertung von exklusiv betriebenen 
Paketshops gegenüber Kooperati-
onslösungen, bei der die Interessen 
verschiedener Marktteilnehmer (Pa-
ketdienste, Paketshop-Betreiber, 
Empfänger und Onlinehändler) ge-
genübergestellt werden.

Die Studie identifiziert vier alternative 
Betreibermodelle: 1) Click & Collect-
Lösungen, d.h. Lieferung in stationäre 
Einzelhandelsgeschäfte, 2) White La-
bel Shops, d.h. unabhängige Paket-
shops, die Produkte mehrerer Paket-
dienste anbieten, 3) Paketshop-Netze 
in direkter Kooperation zwischen Pa-
ketdiensten sowie 4) Initiativen zur 
besseren Versorgung des ländlichen 
Raums (Infrastrukturmodell).

Wir kommen zu dem Ergebnis, dass 
Kooperationslösungen vor allem vor-
teilhaft für die Empfänger wären. Die 
Paketdienste zeigen bisher jedoch 
keinerlei Interesse an einer Zusam-
menarbeit. Markenimage und eigene 
technisch-organisatorische Lösungen 
stehen im Vordergrund. Denkbare re-
gulatorische Eingriffe, um Kooperation 
gegen die Geschäftsinteressen der 
Paketdienste einzuführen, wären Zu-

gangsverpflichtungen oder ein Verbot 
von Exklusivitätsverpflichtungen für 
Paketshop-Betreiber. Um derartige 
Eingriffe zu begründen, bedürfte es 
jedoch gewichtiger Gründe, wie den 
Nachweis von zum Beispiel Marktver-
sagen oder eines erheblichen Miss-
brauchs von Marktmacht. 

Solche Gründe sind derzeit nicht er-
kennbar. Im Gegenteil: Die Versor-
gung mit Paketshops in Deutschland 
ist flächendeckend, und wird seit Jah-
ren besser. Derzeit gibt es mehr als 
50.000 Standorte. Die fünf großen Pa-
ketdienste haben jeweils ein bundes-
weites Netz an Paketshops errichtet. 
Es existieren darüber hinaus neben 
den Paketshops Alternativen zur Zu-
stellung und Annahme von Paketen 
wie Packstationen oder Paketkästen 
sowie Paketlieferung zum Wunschter-
min. Wie im Ausland steht es auch in 
Deutschland interessierten Unterneh-
men offen, in ein eigenes Paketshop-
Netz zu investieren. Somit könnten 
sich unabhängige White-Label-Shops 
künftig auch in Deutschland etablie-
ren, wenn es dafür eine Nachfrage 
bei den Paketdienstleistern bzw. den 
Empfängern geben sollte.
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Ebene einen statistisch signifikanten 
Zusammenhang zwischen dem Rück-
gang der MTRs und der Erhöhung 
von Post-paid Kunden, jedoch nur 
eine schwache Auswirkung des MTR-
Rückgangs auf die Gesamtnutzung 
der Sprachverbindungen, was mit der 
Marktreife der EU-Mobilfunkmärkte zu 
erklären sein dürfte.

Im Hinblick auf das Wettbewerbsver-
halten lässt sich einerseits festhal-
ten, dass die Erhöhung des Off-net 
Verkehrs in einer erhöhten Substitu-
ierbarkeit der Mobilfunknetze resul-
tieren sowie mithin zur Reduzierung 
der Markmacht der einzelnen Mo-
bilfunknetze führen dürfe. Um das 
Potential der Beeinträchtigung des 
Wettbewerbs zwischen den Fest- 
und Mobilfunknetzen zu vermindern, 

scheint andererseits neben den MTR-
Reduzierungen die Entwicklung von 
komplementären Fest- und Mobilfunk-
diensten sowie Incumbent-Vorteile 
von wesentlicher Bedeutung zu sein.

Die Erkenntnisse dieser Studie sollen 
im Weiteren einer Prüfung statistischer 
Signifikanz im Rahmen ökonometri-
scher Analysen unterzogen werden, 
sobald relevante Daten es zulassen.

Nr. 409: René Arnold, Christian Hildebrandt, Martin Waldburger – Der Markt für OTT-Dienste in 
Deutschland (Juni 2016)

Traditionelle Telekommunikations-
dienste wie Telefonie und SMS ver-
lieren zusehends an Bedeutung oder 
stagnieren. Over-the-top (OTT) Kom-
munikationsdienste wie WhatsApp 
erfreuen sich dagegen großer Be-
liebtheit. Eine ähnliche Entwicklung 
vollzieht sich im Bereich der Inhalte-
dienste. Auch hier treten neue und er-
folgreiche Akteure auf, die das Internet 
als ihre Plattform nutzen. Durch die 
politische Debatte zum Level Playing 
Field, aber auch durch den Einfluss, 
den OTT-Dienste auf den Kernauftrag 
von Regulierungsbehörden haben, 
stellt sich die Frage, welche Substituti-
onsbeziehungen tatsächlich zwischen 
traditionellen Angeboten und OTT-
Diensten bestehen. 

Dieser Diskussionsbeitrag nutzt eine 
repräsentative Verbraucherbefragung, 
um die vermuteten Substitutionsbezie-
hungen zu analysieren. Es zeigt sich, 
dass Konsumenten insbesondere im 
Bereich der Kommunikationsdienste 
tatsächlich OTT-Dienste in Situati-
onen einsetzen, in denen sie früher 
TK-Dienste genutzt haben. Genauso 

gibt es aber eine Vielzahl von Kom-
munikationsanlässen, die erst durch 
OTT-Dienste entstehen. Besonders 
relevant für die aktuelle Debatte ist 
das Ergebnis, dass es gerade die zu-
sätzlichen Funktionen wie Bild- und 
Videonachrichten sind, die Verbrau-
cher zum Wechsel motivieren. Somit 
handelt es sich nicht um eine direkte 
funktionale Substitution, sondern eher 
um eine grundsätzliche Veränderung 
im Kommunikationsverhalten. 

Ebenso stößt eine funktionale Abgren-
zung der Dienste als Begründung für 
die Anwendung der Vorschriften des 
TKG schnell an ihre Grenzen. Setzt 
man das Kriterium gleicher Funktiona-
lität zu breit an, so würden auch Diens-
te unter die Vorschriften fallen, bei 
denen dies nicht oder nur am Rande 
zutrifft. Bei einer zu engen Definition 
müssten dagegen sehr wahrscheinlich 
nur Teilbereiche bestimmter Diens-
te den entsprechenden Vorschriften 
genügen. Dies ist nicht nur technisch 
schwierig umzusetzen, sondern auch 
argumentativ ggf. nur schwer be-
gründbar. Marktforscherische Metho-

den, die die tatsächliche Verwendung 
messen, können fundierte Aufklärung 
darüber leisten, welche TK-Dienste 
mit welchen OTT-Diensten in Kon-
kurrenz zueinander stehen und des-
halb bei Analysen zur Marktmacht mit 
berücksichtigt werden sollten. Dabei 
wird die marktforscherische Analyse 
auch der Dynamik des Marktumfelds 
gerecht und kann einen schnellen und 
fundierten Überblick liefern. 

Nicht zuletzt zeigt der Diskussionsbei-
trag sowohl für OTT-Kommunikations-
dienste als auch für OTT-Streaming-
dienste einen statistisch signifikanten 
Zusammenhang zwischen der Nut-
zungsintensität dieser Dienste und 
der Zahlungsbereitschaft von Kon-
sumenten für höhere Bandbreiten, 
mehr High-Speed Datenvolumen bzw. 
hochwertige Endgeräte. Somit eröff-
nen OTT-Dienste auch wesentliche 
neue Umsatzpotenziale für Telekom-
munikationsunternehmen.
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